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1 Die Situation nach dem Krieg
Das Dritte Reich, das als Diktatur 1933 mit 
Hitler kam führte zur dunkelsten Phase der 
deutschen Geschichte.
Vernichtung der Juden über Deutschland 
hinaus (etwa 6 Millionen), Kriegstote weltweit 
50-60 Millionen.
1944 am 20. Juli scheiterte ein Putschversuch, 
den viele mit dem Leben bezahlen mussten.
Zum Ende war das Land vom Krieg 
ausgeblutet und zerstört. 
Am 7.Mai 1945 endete der Krieg und die 
Diktatur mit der totalen Kapitulation 
Deutschlands. 
Neben der militärischen war vor allem die 
wirtschaftliche aber auch die moralische 
Niederlage äußerst groß

Köln 22.3.1945

KZ Auschwitz
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Deutschland hatte 7,3 Millionen Kriegstote.
Reparationen mussten bezahlt werden.
Die Währung war zerstört, Hunger herrschte. 
Deutschland wurde im Osten auf die Oder-Neiße Linie begrenzt und verlor 
damit die östlichen Gebiete.
In diese Situation kamen noch 13,7 Millionen Heimatvertriebene  aus diesen 
Gebieten und dem Sudetenland.
Die Besatzungsmächte hatten Deutschland in vier Zonen, amerikanisch, 
britisch, französisch, russisch, eingeteilt.
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Die Besatzungsmächte hatten die alleinige Regierungsgewalt.
In den einzelnen Besatzungszonen übte der jeweilige Militärgouverneur die 
oberste Gewalt aus. 
In einer Erklärung wurde deutlich gemacht, dass man das deutsche Volk 
nicht vernichten oder versklaven, sondern auf dem Weg zur Demokratie 
begleiten wolle (Potsdamer Konferenz 17. Juli 1945). 
Dazu gehörte auch die Einrichtung eines Kontrollrates, in dem die vier 
Militärgouverneure gemeinsam die oberste Gewalt ausübten.
Deutschland sollt entmilitarisiert und entnazifiziert werden. 
Deutschland sollte zwar ein einheitlicher Wirtschaftsraum bleiben, aber die 
Wirtschaft sollte dezentralisiert und reduziert werden. Vor allem die 
Landwirtschaft sollte gefördert werden.

Kontrollrat Berlin 1947
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Die Grenzen zwischen den Zonen konnten nicht ohne 
besondere Berechtigung überschritten werden.

Auf der Basis der bisherigen Länderentwicklung in 
Deutschland, bei Zerschlagung des Landes Preußen, 
wurden in den einzelnen Besatzungszonen Länder 
gebildet.

So entstanden Hessen in der Amerikanischen Zone und 
Rheinland-Pfalz in der Französischen Zone.

Auf der Ebene der Länder und Zonen bildeten sich 
Parteien, so die SPD aber auch als neue Partei die CDU, 
die bewusst über die Katholiken hinausging und 
evangelischen Christen mit einschloss.

1945 kam das Saarland in französischen 
Einflussbereich, kam aber 1955 nach einer verlorenen 
Volksabstimmung wieder an Deutschland. 

Die Errichtung von Ländern begann schon im August 
1945. 

Die Länder erhielten von den Besatzungsmächten 
eingesetzte und kontrollierte Ministerpräsidenten. 

Es wurden Verfassungen entwickelt und schon 1946 zur 
Volksabstimmung vorgelegt. Die ersten 
Landesparlamente entstanden. 

Das galt vor allem für Westdeutschland.

Karte der Bundsländer heute
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�ber die weitere Entwicklung eines an sich von den Siegerm�chten gewollten 
einheitlichen deutschen Staates kam es zu keinem Einverst�ndnis zwischen den 
Westm�chten und der Sowjetunion. 

Mit dazu trug bei, dass Gro�britannien und die USA sich weigerten, den hohen Anteil 
der Reparationen an Russland, der eigentlich den Westzonen zukam, zu zahlen. 

Gro�britannien und die USA gr�ndeten die Bizone, die ein einheitliches 
Wirtschaftsgebiet bewirken sollte. Wegen der gewachsenen Ost-West-Spannung 
wollte man die wirtschaftlichen Kapazit�ten Deutschlands f�r den Aufbau 
Westeuropas. 

Die Bizone wurde in die �Organisation f�r wirtschaftliche Zusammenarbeit in 
Europa" (OEEC) einbezogen. Sp�ter schloss sich Frankreich an.

Nach dem Scheitern der Londoner Au�enministerkonferenz im Dezember 1947 
wurde die Bizone und zugleich die Mitverantwortung der Deutschen durch einen 
Wirtschaftsrat gest�rkt 

Konferenz der 
Milit�rgouverneure und 
L�nderchefs der 
�Bizone� in Frankfurt am 
Main (7.-8. Januar 1948) 
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Schon 1948 konnte sich Ludwig Erhard (1887-1977) mit seiner Idee der 
sozialen Marktwirtschaft durchsetzen (Wohlstand für alle).
Er war Wirtschaftswissenschaftler in Nürnberg und wurde schon 1945 
Wirtschaftsminister in Bayern, 
Als Direktor des vereinigten Wirtschaftsgebietes bereitete er die Währungsreform 
vor und von 1949 - 1963 war er Bundeswirtschaftsminister und einige Jahre 
Bundeskanzler. Er starb 1977.
Den Begriff der sozialen Marktwirtschaft prägte Alfred Müller-Armack (1901-
1978). Er war Nationalökonom (Freiburger Schule) und gehörte zu den Begründern 
dieser Marktwirtschaft in Deutschland. Er leitete unter Erhard die später 
Grundsatzabteilung im Wirtschaftsministerium.
Das Geldwesen wurde neu geordnet und am 20. Juni 1948 kam die Währungsreform 
auf der Basis des Wechsels von 10 Rentenmarkt zu 1 Deutschen Mark. 
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2 Der parlamentarische Rat
Am 6. März 1948 wurde in London unter Ausschaltung der Sowjetunion ein 
föderativer westdeutscher Staat beschlossen. 
Daraufhin verließ die Sowjetunion den Kontrollrat, die begonnene Teilung 
Deutschlands fing an, deutlich zu werden. 
Unter dem Außenminister der USA wurde der Marshallplan beschlossen, ein 
umfassender Hilfsplan für die wirtschaftliche Entwicklung Europas. Deutschland 
sollte zu den Empfängerländern gehören. 
Es kam zur Blockade Westberlins durch die Sowjetunion. Über 13 Monate wurde 
Westberlin durch die Westmächte über eine Luftbrücke versorgt.
Die deutschen Ministerpräsidenten wollten zwar die Einigung der Westzonen, aber 
keine Quasistaatsgebilde, weil dies die Einigung Deutschlands hindern könnte. Sie 
gaben schließlich dem Druck der Militärgouverneure nach, zumal auch der Berliner 
Bürgermeister Ernst Reuter betonte, dass die Teilung faktisch vorhanden sei.
Die Länderkammern wählten einen parlamentarischen Rat, der ein Grundgesetz 
ausarbeitete, Konrad Adenauer wurde Vorsitzender. 
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Damit waren die Weichen f�r einen 
westdeutschen Teilstaat gestellt. 

Am 1. September 1948 bildeten in Bonn 
65 Frauen und M�nner den 
"Parlamentarischen Rat.�

Die V�ter und M�tter des Grundgesetzes 
mussten vor allem die richtigen Lehren 
aus der Vergangenheit ziehen. 

Das Scheitern von Weimar und die 
Terrorherrschaft der Nationalsozialisten 
waren ihnen bewusst.

Wie sollte ein Bundestag gew�hlt werden, 
wie m�chtig sollte der Bundeskanzler 
sein, welche Aufgabe sollte der 
Bundesrat haben?

Viele Fragen waren zu beantworten bis 
das Grundgesetz am 23. Mai 1949 
verabschiedet wurde konnte und mit ihm 
die Bundesrepublik Deutschland in die 
Geschichte eintrat.

Das Grundgesetz entsprach den 
Prinzipien einer westlichen Demokratie 
und war auf eine repr�sentative (nicht 
plebiszit�re) Demokratie ausgelegt. 
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3 Die Entwicklung in der russischen Zone
Der Aufbau der staatlichen Organisation in 
Ostdeutschland unter der Führung der Sowjetunion 
bis zur Wiedervereinigung 1989
Die entsprechenden Viermächteabkommen wurden 
von der Sowjetunion zu Beginn eingehalten. 
Verschiedene Parteien wurden genehmigt (CDU, 
LDPD = Liberal Demokratische Partei Deutschland). 
Die Parteien beschlossen die Errichtung einer 
Einheitsfront gegen die Faschisten. 
Sie gerieten immer mehr unter den Druck und die 
Vorherrschaft der SED (Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands).
Die Herrschaft hatte die SMAD (sowjetische 
Militäradministration Deutschlands) 
Die Kommunalverwaltungen wurden aufgebaut
und Gemeindewahlen durchgeführt.
Mit der kleinen kommunistischen Partei allein war 
eine Systemveränderung nicht zu erreichen, so 
wurde mit der SPD zur SED (Sozialistische Einheits-
Partei) fusioniert.
Sie wurde mehr und mehr zu einer Partei im 
stalinistischen Muster.
Es wurde eine eigene Währungsreform durchgeführt.

SPD                        KPD
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1949 wurde die DDR gegründet, bei den 
Wahlen gab es nur Einheitslisten unter 
Führung der SED.
Die Landwirtschaft wurde kollektiviert, 
Industrie und Handwerk verstaatlicht.
Die Reisemöglichkeiten nach 
Westdeutschland wurden immer mehr 
eingeschränkt.
In der Stasi wurde ein intensives 
Spitzelsystem aufgebaut.
Wer nicht der Partei oder einer ihrer 
Organisationen angehörte hatte 
gesellschaftlich und beruflich kaum 
Chancen.
1968 entsandte Ulbricht Truppen der 
DDR zur Niederschlagung des 
Aufstandes in die Tschechoslowakei
Wirtschaftlich war die Lage desolat, die 
ostdeutsche Mark erhielt keine 
internationale Anerkennung.

Ausgabe 1964

Mit diesem Wertgutschein, 
eingetauscht 1 zu 1 mit

Westgeld, konnte in Intershops 
eingekauft werden
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4 Die Gründung der Bundesrepublik
Die Landtage gaben, außer Bayern, dem Grundgesetz ihre Zustimmung. 
Am 14. August 1949 wurde der erste Bundestag gewählt. 
Am 21. September 1949 trat das neue Besatzungsstatut in Kraft, die Militärregierungen 
wurden aufgelöst. 
An die Stelle der Militärgouverneure traten Hohe Kommissare, die die demokratische 
Entwicklung des neuen Staates kontrollierten und garantierten. 
Dieser Staat war noch kein souveräner Staat im Vollsinn des Wortes, aber ein Anfang 
einer Entwicklung eines demokratischen Deutschlands. 
Dieser Staat wurde voll in den Westen integriert.
Die erste Regierung bildete Konrad Adenauer (Kanzler von 1949-1963) mit CDU/CSU, FDP 
und DP (Deutsche Partei). 
Theodor Heuß wurde der erste Bundespräsident von 1949-1959.
Der Sitz von Parlament und Regierung wurde Bonn.
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Insgesamt gehörten dem ersten Bundestag (einschließlich der Berliner) 410 
Abgeordnete an. 
Da die Berliner Abgeordneten nur eingeschränktes Stimmrecht besaßen, 
werden diese häufig nicht als Parlamentarier mitgezählt. In diesem Fall 
kommt man auf 402 Abgeordnete. 
Die hohe Wahlbeteiligung von 78,5 % wurde politisch auch als Zustimmung 
des Wahlvolkes zum Grundgesetz gewertet, über das nur die Landtage 
abgestimmt hatten.
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5 Die Ära Adenauer
In der ersten Phase der Bundesrepublik ging es vor allem um den Wiederaufbau. 
Die CDU wandte sich dem Konzept der sozialen Marktwirtschaft zu. Ludwig Erhard 
wurde als Wirtschaftsminister zum großen Förderer dieses Konzeptes. 
Es beruht auf Kapitalbildung und Prinzipien der Marktwirtschaft, soll aber durch 
entsprechende Gesetze auch dem Anspruch eines sozialen Staates genügen, der 
auch das wirtschaftliche Wohlergehen möglichst aller Bürgerinnen und Bürger im 
Blick hatte.
Zum wirtschaftlichen Aufschwung trug wirksam der Marshallplan bei, welcher der 
Bundesrepublik wertvolles, international anerkanntes, Kapital zur Verfügung stellte. 
Dadurch wurden auch in Deutschland gehortete Waren und Materialien frei und der 
Markt wurde wieder beschickt. Es gab wieder ein Angebot an Waren.
Mit dem Marshallplan 1947 kam ein Ende von Demontage und es begann der 
wirtschaftliche Wiederaufbau, der Morgenthauplan, der Deutschland wirtschaftlich 
kleinhalten wollte, verschwand. 
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Die Arbeitslosigkeit nahm ab und der allgemeine 
Wohlstand zu.
Dazu trug auch die kooperative Haltung der 
Gewerkschaften bei. 
Im Gegensatz zur Zeit vor dem Dritten Reich waren an 
Stelle von Richtungsgewerkschaften (sozialistische, 
christliche...) Einheitsgewerkschaften gegründet 
worden, die eine große Stabilität in den 
Wirtschaftsprozess einbrachten.
Unternehmerverbände und Gewerkschaften erhielten 
die alleinige Kompetenz für Lohnabschlüsse, die 
sogenannte Tarifautonomie (in Tariffragen darf der 
Staat nicht hineinreden). 
Die Renten wurden neu und für die ältere Generation 
wesentlich besser als bisher geregelt, für die 
Heimatvertriebenen wurde ein Lastenausgleich 
beschlossen.
Israel schloss mit der Bundesrepublik einen 
Wiedergutmachungsvertrag ab, der Israel wichtiges 
Kapital für den Aufbau des Landes zur Verfügung 
stellte. 
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Es wurde eine intensive Auss�hnungspolitik mit Frankreich betrieben.
Am 9. Mai 1950 schlug der franz�sische Au�enminister Robert Schuman daher vor, 
die gesamte franz�sisch-deutsche Kohle- und Stahlproduktion einer gemeinsamen 
Beh�rde zu unterstellen. 
Dieser Schuman-Plan f�hrte am 18. April 1951 zur Gr�ndung der Europ�ischen 
Gemeinschaft f�r Kohle und Stahl (EGKS, auch �Montanunion�) durch Belgien, die 
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande. 
Die Institutionen dieser EGKS bildeten den Kern der sp�teren EU: eine Hohe 
Beh�rde mit supranationalen Kompetenzen (aus der sp�ter die Europ�ische 
Kommission wurde), ein Ministerrat als Legislative (heute Rat der EU) und eine 
Beratende Versammlung (das sp�tere Europ�ische Parlament).
Den n�chsten Schritt bildeten 1957 die sogenannten R�mischen Vertr�ge, mit denen 
dieselben Staaten die Europ�ische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) sowie die 
Europ�ische Atomgemeinschaft (EAG bzw. Euratom) gr�ndeten. 
Ziel der EWG war die Schaffung eines gemeinsamen Marktes, in dem sich Waren, 
Dienstleistungen, Kapital und Arbeitskr�fte frei bewegen konnten. 
Durch die Euratom sollte eine gemeinsame Entwicklung zur friedlichen Nutzung der 
Atomenergie stattfinden.
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Die Bundesrepublik erhielt schrittweise fast völlige Souveränität. 
Die Demontagen (Abbau von Werken als Reparation für die Siegermächte) wurden 
eingestellt. 
Die Westmärkte wurden für Deutschland geöffnet. 
Deutschland durfte Konsular- und Handelsbeziehungen zu anderen Staaten aufnehmen. 
Das Saargebiet fiel nicht an Frankreich, sondern blieb bei Deutschland. 
Die Westintegration der Bundesrepublik wurde zielstrebig betrieben. 
Das führte zur Wiedereinführung des Militärs. 
Der Bundestag beschloss 1954 grundsätzlich die Wehrhoheit der Bundesrepublik. Die 
Armee darf nur der Verteidigung dienen und ist über die NATO (westliches 
Verteidigungsbündnis unter Führung der USA) in die westliche Verteidigungsalliance 
integriert. Zuvor war die EVG (Europäische Verteidigungsgemeinschaft) am Einspruch 
des franz. Parlaments gescheitert.
Dies ging nicht ohne massive innere Auseinandersetzungen. 
1955 erhielt die Bundesrepublik die volle Souveränität, das bezog sich aber nicht auf 
Westberlin. 
Dabei behielten sich die Siegermächte eine Verantwortung für Berlin und Deutschland 
als ganzes vor; dies sollte in einem Friedensvertrag geregelt werden.

1955 1. NATO-Konferenz 
in Deutschland


































